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§  1 Demokratie in der Wirtschaft

A. Mitbestimmung oder Wirtschaftsdemokratie?

»Mehr Demokratie in der Wirtschaft« – unter dieses Motto stellte die Hans-
Böckler-Stiftung ihre Veranstaltung zum dreißigjährigen Jubiläum des Mit-
bestG 1976 am 30.  8. 2006. Die Festrednerin Angela Merkel sah hier einen 
»ganz zentralen Aspekt«, der »die gesamte Mitbestimmungsdiskussion auch 
immer geprägt hat«1 – ein Gedanke, der dem Selbstverständnis deutscher Ge-
werkschaften2 wie Betriebsräte3 entspricht: Arbeitnehmervertreter sehen sich 
gern als Element der Demokratie in der Wirtschaft.

Nicht nur die Innen-, sondern auch die Außenwahrnehmung der Arbeitneh-
mer-Beteiligung in der (rechts-)politischen4 und (rechts-)wissenschaftlichen5 
Diskussion betont die Verbindung zum Demokratieprinzip. »Mehr Demokra-

1 http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Bulletin/2001_2007/2006/08/75-1-bk-
hans-boeckler.html.

2 Dazu die Stellungnahme der Vertreter der Arbeitnehmer in Biedenkopf u. a., Mitbe-
stimmung 2, S.  67: »Eine Gesellschaft kann nicht Demokratie zum leitenden Prinzip erklä-
ren und darauf verzichten, dieses Prinzip im Wirtschaftsprozess verwirklichen.« Kempen/
Zachert, TVG, Grundlagen Rn.  130 sieht in der »Demokratisierung der Wirtschaft« ein von 
der Koalitionsfreiheit gedecktes Ziel; deutlicher noch Däubler, TVG, Einleitung Rn.  79: 
»ein Stück Demokratie in einem zentralen Lebensbereich«. Hierzu auch Zacher, FS Böhm, 
707, 710 (und dort insbesondere Fn.  8) sowie 713.

3 Vgl. die Hamburger Erklärung der ver.di Gewerkschaften vom 12.  4. 2000, AiB 2000, 
326 f.; weiter Wendeling-Schröder, AiB 2000, 328; Däubler/Kittner/Klebe/Wedde, Be-
trVG, Einleitung Rn.  48 f.

4 Hierzu mit umfassenden Nachweisen Demirović, Demokratie, passim. Weiter Burg-
hardt u. a., AuR 2000, 205, 207 f.; Wassermann, WSI-Mitteilungen 2000, 697, 698 ff.; 
T. Raiser, Unternehmensmitbestimmung, S. B 15 ff. Dazu noch die Begründung des Re-
gierungsentwurfs des Gesetzes zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes, BT-Drucks. 
14/5741, S.  33.

5 Hueck/Nipperdey, Arbeitsrecht II/27, S.  1062 f.; weiter v. Hoyningen-Huene, FS Stahl-
hacke, S.  173, 175: »betriebliche Demokratie«; Fitting, FS Schellenberg, S.  371. Aus sozial-
wissenschaftlicher Sicht Müller-Jentsch, Arbeit, S.  173 ff., 187: Mitbestimmung als »demo-
kratische Institution«. Kritisch Rieble, Mitbestimmung, S.  9 ff. Rn.  9 ff. m. w. N.; zurück-
haltender GK-BetrVG/Wiese, Einleitung Rn.  81.

Aus der Rechtsprechung nur BAG v. 10.  12. 2002, 1 ABR 7/02, NZA 2004, 223 – unter 
B.II.4.c)bb) der Gründe: »Das Betriebsverfassungsgesetz ist Ausprägung des Demokratie- 
und Sozialstaatsprinzips in einem Teilbereich des Rechts.« [Hervorhebungen von mir.]



2 § 1 Demokratie in der Wirtschaft

tie wagen« wollte Willy Brandt6 – durch »Mitbestimmung, Mitverantwortung 
in den verschiedenen Bereichen unserer Gesellschaft«, auch und gerade im 
Arbeitsrecht. Indizien für eine Strukturverwandtschaft sind schnell gefun-
den7: Die Arbeitnehmervertreter in Betriebs- und Aufsichtsrat werden nach 
Vorbild des staatsdemokratischen Verfahrens von den Arbeitnehmern ge-
wählt8, die Gewählten repräsentieren9 die Wählenden wie auch die Parla-
ments-Abgeordneten ihre Wähler repräsentieren10. Diese Repräsentation ver-
mittelt dem einzelnen Arbeitnehmer Teilhaberechte11, wie auch das Demokra-
tieprinzip dem einzelnen Bürger solche Partizipationsrechte zuweist12. Über-
dies setzt der Betriebsrat – wenn auch gemeinsam mit dem Arbeitgeber – in der 
Betriebsvereinbarung zwingendes Recht für den Betrieb: das »Betriebsgesetz« 
als Parallele zum staatlichen.

Bewiesen ist damit nichts. Daß man etwa die Betriebsverfassung auch aus 
diametraler Perspektive erschließen kann, hat Hermann Reichold nachgewie-
sen. Seine vertragsrechtsakzessorische Sicht der betrieblichen Mitbestim-
mung13 erklärt den Betriebsrat privatautonom: als Vertragshelfer des Arbeit-
nehmers. Dann sind Staat und Betrieb als soziale Gebilde kaum vergleichbar 
und die Strukturunterschiede zwingen dazu, Parallelen als juristisch nicht 
verwertbare Erklärungsmuster aufzufassen14. Es ist das Ziel dieser Arbeit, die 
anhand so gegensätzlicher Modelle erklärte Mitbestimmung auf ihre Ver-
wandtschaft mit dem Demokratieprinzip hin zu befragen – und gegebenen-
falls deren juristische Relevanz aufzudecken. Dabei ist das Erkenntnisinteresse 
nicht auf die staatsrechtliche Demokratie ausgerichtet, sondern dezidiert auf 
die arbeitsrechtliche »Mitbestimmungsdemokratie«.

Berührungspunkte zwischen Demokratie und Mitbestimmung fi nden sich 
etwa in der historischen Rückschau: Die ideengeschichtliche Entwicklung von 
Staatsdemokratie und Arbeitnehmer-Beteiligung sind in Deutschland mitein-
ander verschränkt; §  1 wird dieser tradierten Grundlage der »demokratischen 

6 Volltext der Regierungserklärung vom 28.  10. 1968 auf http://www.bwbs.de/UserFi-
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